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Cannabis-
Konsum
Prävention und Schadensmin-
derung. Die geplante Revision
des Betäubungsmittelgesetzes
bringt eine Strafbefreiung des
Konsums von Cannabis mit sich.
Für das Bundesamt für Gesund-
heit stehen nach wie vor die Prä-
vention, die Früherfassung ge-
fährdeter Jugendlicher und die
Verhinderung von gesundheit-
lichen Schäden bei Cannabis
konsumierenden Personen im
Vordergrund, welche weiter aus-
gebaut werden sollen. Seite 4

Alles im Griff?

Das nationale Programm zur
Alkoholprävention zieht Bi-
lanz. Seit 1999 läuft das nationa-
le Programm «Alles im Griff?»
für einen vernünftigen Umgang
mit Alkohol. Eine umfassende
Auswertung zeigt, dass das
Programm von BAG, SFA und
EAV im Grossen und Ganzen
gute Arbeit leistet, wenn auch
nach vier Jahren keine Schlüsse
über die Nachhaltigkeit möglich
sind. Die Zusammenfassung der
Globalevaluation und eine
Stellungnahme der Programm-
leitung auf Seite 7

FiSu

Finanzierung der stationären
Suchttherapie. Budgetdruck und
Sparbemühungen machen auch
vor dem Bereich Therapie nicht
halt. Das Bundesamt für Gesund-
heit hat mit «FiSu» ein neues
Finanzierungsmodell für stationäre
Einrichtungen der Suchthilfe aus-
gearbeitet. Es soll letztlich mehr
Leistungsqualität, Transparenz
und Kostenbewusstsein bringen.
Nun müsste das Modell von den
Kantonen umgesetzt werden, die
zum Teil noch sehr zurückhaltend
gegenüber den vorgesehenen
Neuerungen sind. Seite 8
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Impfen – ein vorrangiges Anliegen
der öffentlichen Gesundheit
Impf-Information Schweiz. Immer wieder erinnert das Bundesamt für Gesund-
heit (BAG) daran, dass die Möglichkeit, sich gegen Infektionskrankheiten zu
schützen, eine Chance und nicht eine Verpflichtung ist, dass es sich beim Impf-
plan für Kinder um eine in der Schweiz und der ganzen Welt wissenschaftlich
verankerte Massnahme handelt und dass nur die freiwillige Impfung aller Kinder
und Jugendlichen ermöglicht, die allzu oft als harmlos betrachteten impfverhüt-
baren Krankheiten zu bekämpfen. Letzten Winter lancierte das BAG in Zu-
sammenarbeit mit Bundes- und Kantonsbehörden sowie der Schweizerischen
Ärztegesellschaft (FMH) die Präventionskampagne Impf-Information Schweiz. 

Dank der Fortschritte der Me-
dizin und einer hohen
Durchimpfungsrate in der

Schweiz sind die impfverhütba-
ren Krankheiten und deren tragi-
sche Folgen in den vergangenen
Jahrzehnten stark zurückgegan-
gen. Dies hat zu einer Banalisie-
rung und Verkennung der echten
Gefahren dieser Infektionskrank-
heiten geführt. Vor diesem
Hintergrund lässt sich eine ge-
wisse Skepsis beobachten, die
durch impfkritische alternative
Ansätze oft bestärkt wird und bei
jungen Eltern Fragen und Zweifel
hervorruft. Es stimmt, dass Imp-
fungen gewisse Risiken beinhal-
ten, doch im Vergleich zu den

Komplikationen, die Infektions-
krankheiten bei nicht geschütz-
ten Personen verursachen kön-
nen, sind diese sehr klein. 

Erkrankungen, Komplika-
tionen, Todesfälle
In den letzten Jahren sind in der
Schweiz und verschiedenen an-
deren europäischen Ländern Ma-
sernepidemien aufgetreten, die
Tausende von Kindern betrafen,
teilweise schwerwiegende Fol-
gen hatten und auch Todesopfer
forderten. Vor der Rötelnimpfung
wurde die Zahl der Missbildungen
bei Geburt infolge dieser Infek-
tion auf 25 bis 30 Fälle pro Jahr

und die Zahl der Schwanger-
schaftsabbrüche auf etwa 100
geschätzt. Vor der Einführung der
entsprechenden Impfungen zähl-
te man in der Schweiz im Durch-
schnitt jährlich etwa 3 000 Diph-
theriefälle, 700 Fälle von Kinder-
lähmung und 200 Fälle von Hirn-
hautentzündung durch Haemo-
philus influenzae. Diese Krank-
heiten sind heute beinahe ganz
verschwunden. 

Gefahr von Epidemien
Ein Rückgang der Durchimp-
fungsrate begünstigt das Auftre-

Fortsetzung Seite 2

Die systematisch
durchgeführten
Routineimpfun-
gen von Kindern
und Jugendlichen
tragen dazu bei,
Infektionskrank-
heiten einzudäm-
men und letztlich
auszurotten. 
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«Niemand will klar Stel-
lung nehmen» – Erfahrun-
gen einer jungen Mutter

Lucienne W.* ist Mutter eines drei-
jährigen Knaben. Sie ist von Beruf
Krankenschwester, äussert sich
aber nicht als Fachperson, son-
dern als eine besorgte Mutter, die
für das Wohlbefinden ihres Kindes
alles nur Erdenkliche tun möchte.
Ganz allgemein ist sie gegenüber
Impfungen positiv eingestellt,
allerdings wird ihre Sicherheit im-
mer wieder durch – namentlich in
den Medien geführte – Debatten
über Impfungen erschüttert. 

Die junge Mutter hat ihr Kind ei-
nen Monat vor der Geburt bei ih-
rer Krankenkasse angemeldet.
Von dieser Seite hat sie keinerlei

Informationen zum Thema Imp-
fungen erhalten. Als werdende
Mutter hat sie jedoch alles ver-
schlungen, was sie zu den The-
men Geburt, Säuglingspflege und
Entwicklung von Kleinkindern in
der Fachliteratur und in Zeitschrif-
ten zu lesen fand. Dabei wurde
sie zum ersten Mal mit den Dis-
kussionen rund ums Thema Imp-
fungen konfrontiert.

Während der ganzen Schwan-
gerschaft hat sie weder vom
Frauenarzt noch von der Hebam-
me irgendwelche Informationen
über das Impfen bekommen. Da-
für überreichte ihr der Kinderarzt
bei ihrem ersten Besuch, einen
Monat nach der Geburt ein Falt-
blatt, eine Art kleiner Ratgeber für
frisch gebackene Eltern. «Diese
von Kinderärzten herausgegebe-

ne Broschüre fand ich gut, weil
sie auf Fragen zu Impfungen,
Pflege und Gesundheit von Klein-
kindern ganz allgemein und Un-
fälle einging.» 
Diese Schrift gab Auskunft zu:
• Impfungen und ihr Nutzen;
• unerlässliche Impfungen;
• warum man Kinder gegen

Krankheiten impfen soll;
• mögliche Krankheiten und

Impfplan;
• Risiken und Nebenwirkungen

von Impfungen.
«Nach der Lektüre dieser leicht
verständlichen Dokumentation
hat man Lust, seine Kinder imp-
fen zu lassen», ist Lucienne W.
überzeugt, bemängelt aber, dass
die Broschüre nichts über die
impfbegleitenden Möglichkeiten
der Homöopathie beinhaltet. 

«Der Kinderarzt empfiehlt die
Impfungen, weil sie nach seinen
Aussagen wesentlich verbessert
worden und viel sicherer seien als
vor zwanzig Jahren, aber wenn
man zu einem Homöopathen
geht, behauptet dieser das Gegen-
teil», bedauert Lucienne W. Müt-
ter, die für ihre Kinder nur das be-
ste möchten, bleiben zwischen
dem Kinderarzt, der sich nicht ge-
nug Zeit nimmt, genau zu erklären,
und den Anhängern der Naturme-
dizin zwischen gegenteiligen Mei-
nungen und «Glaubensbekennt-
nissen» verunsichert zurück. 

Früher habe man sich keine
Fragen gestellt und sich impfen
lassen. Heute führten die wider-
sprüchlichen Informationen, die
von den Medien verbreitet wür-
den, zu einer Verunsicherung von

ten von Epidemien bei der nicht
geschützten Bevölkerung und
stellt somit eine echte Gefahr für
die öffentliche Gesundheit dar.
Die Förderung der Routineimp-
fungen im Kinds- und Jugendalter
ist für die Bundes- und Kantons-
behörden daher ein vorrangiges
Anliegen der öffentlichen Ge-
sundheit. Die Durchimpfungsrate
soll auf diese Weise erhöht und
Infektionskrankheiten sollen im
nationalen und internationalen
Rahmen wirksam bekämpft wer-
den. 

Eine nationale
Präventionskampagne 
Im Rahmen des nationalen Impf-
programms will das BAG mit sei-
ner Präventionskampagne «Impf-
Information Schweiz» dazu bei-
tragen, dass Säuglinge, Kinder
und Jugendliche vermehrt vor-
sorglich geimpft werden. Damit
Eltern in Impffragen sachgerecht
entscheiden können, müssen sie
ohne grossen Aufwand an die
notwendigen Informationen ge-
langen können. Mit der Erweite-
rung des bestehenden Informa-
tionsangebotes um neue, inter-
aktive Kommunikationsmedien
soll der Informationsstand der Be-
völkerung erhöht und die Ent-
scheidungsgrundlagen für Eltern
verbessert werden. Das BAG hat
dabei politische und fachliche
Unterstützung von Bund, Kanto-
nen und der FMH erhalten und
setzt auf die Dialogbereitschaft
von Eltern, Betreuerinnen und
Betreuern von Kindern.

Informationsangebot auf
«Impfleben» ausgerichtet
Die wesentlichen Berührungs-
punkte des Kindes beziehungs-
weise seiner Eltern und Betreuer
mit dem Thema «Impfen» sind
vor allem die Stationen im «Impf-
leben» eines Kleinkindes bis zum
16-jährigen Jugendlichen. An die-
sem «Impfleben» respektive am
Impfplan des BAG orientieren
sich demnach die geplanten In-
formations- und Kommunika-
tionsmassnahmen. Eltern und
Betreuer von Kindern, aber auch
Jugendliche werden auf die lau-
fend aktualisierten Informations-
angebote aufmerksam gemacht.

Eltern sollen über Vorteile, Risi-
ken und Nebenwirkungen der
Vorsorgeimpfungen objektiv in-
formiert werden. In der neu kon-
zipierten Impf-Broschüre sind die
wichtigsten Fakten zum Thema
wissenschaftlich fundiert und
verständlich formuliert zu-
sammengestellt. Mit dieser Bro-
schüre soll der teilweise herr-
schenden Verunsicherung, insbe-
sondere bei jungen Eltern, ent-
gegengewirkt werden. (Bezugs-
quelle s. Seite 6)

Schlüsselrollen der
Ärzteschaft 
Im «Impfleben» eines Kindes
übernehmen Ärztinnen und Ärzte,
das medizinische Fachpersonal in
Spitälern, Praxen sowie Mütter-
/Väterberatungsstellen eine wich-
tige Beratungsfunktion. Sie tra-
gen dazu bei, dass Eltern und Ju-
gendliche rechtzeitig, umfassend
und fachgerecht über Infektions-

krankheiten, mögliche Komplika-
tionen und den vorbeugenden
Impfschutz informiert werden.
Als unterstützende Grundlage für
Beratungsgespräche, aber auch
als Entscheidungshilfe für die El-
tern, hat das BAG in enger Zu-
sammenarbeit mit der Vereini-
gung der Kantonsärztinnen und
Kantonsärzte (VKS) die wichtigs-
ten Fragen und Antworten zum
Thema «Impfen» in einem Argu-
mentarium zusammengestellt.
(Bezugsquelle s. Seite 6)

Bereits seit einiger Zeit existiert,
unterstützt von der Schweizeri-
schen Kommission für Impffragen
(SKIF) und dem BAG, das Exper-
tennetz für Impffragen (INFO-
VAC), auf welches wir an dieser
Stelle gerne verweisen. Ärztinnen
und Ärzte erhalten gegen eine jähr-
liche Abonnementsgebühr von 25
Franken innerhalb von 24 bis 48
Stunden Antwort auf Fachfragen
(Anmeldung: Infovac@medeci-
ne.unige.ch, Fax: 022 379 58 01)

Impfline auf 0844 448 448 
Unter der Nummer 0844 448 448
steht der Schweizer Bevölkerung
seit kurzem die durch das medizi-
nische Beratungszentrum Med-
gate betreute, im Auftrag des
BAG aufgebaute Impfline zur Ver-
fügung. Die von geschultem Me-

dizinalpersonal, Ärztinnen und
Ärzten erbrachte telefonische
Dienstleistung in den Sprachen
Deutsch, Französisch, Italienisch
und Englisch ist bis auf die Tele-
fonkosten gratis.

Internet und
Medienarbeit 
Über die vom BAG laufend aktuali-
sierte Internet-Site www.sichimp-
fen.ch können wichtige Basisinfor-
mationen abgerufen, aber auch alle
erwähnten Unterlagen bestellt und
gratis bezogen werden. Zudem
will das BAG mit intensivierter Me-
dienarbeit eine fundierte und ob-
jektive Berichterstattung in der Ta-
ges-, Wochen- und Fachpresse so-
wie in Eltern- und Jugendmagazi-
nen unterstützen.

Impfungen und
Nebenwirkungen
Jede Impfung regt den Körper zu
einer eigenen Abwehrreaktion
gegen die geimpfte Krankheit an.
Damit können häufig leichte Be-
gleiterscheinungen einhergehen:
Unwohlsein, Unruhe, Weinen
oder Temperaturanstieg. Die Ein-
stichstelle kann sich röten oder
anschwellen. 

Sehr sorgfältige Studien bei
Millionen von geimpften Kindern

Video zu
Tetanus
In Zusammenar-
beit mit dem BAG
und mit Unterstüt-
zung der Stiftung
Gesundheitsförde-
rung Schweiz hat
die Schweizeri-
sche Gesellschaft
für Impfpromotion
ein Informations-
und Aufklärungs-
video zum Krank-
heitsbild «Teta-
nus» produziert.
Anhand eines in
der Schweiz auf-
getretenen Falls

werden Krankheitsbild und Behandlungsmethoden auf eindrück-
liche Weise dokumentiert. Dieses erste Produkt einer Video-Serie
zu verschiedenen, durch Impfung vermeidbaren Krankheiten ist 
in den Sprachen Deutsch, Französisch und Italienisch als VHS-
Kassette oder CD-ROM erhältlich. (Bezugsquelle s. Seite 6.)

Fortsetzung von Seite 1

In einer kostenlosen Informations-
broschüre für Eltern sind die wich-
tigsten Fragen und Antworten zum
Thema Impfen zusammengefasst. 
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Schutzimpfungen zählen zu den her-
ausragenden Erfolgen der Medizin. Die
Pocken, früher verantwortlich für jähr-
lich zwei Millionen Todesopfer und
weltweit Hauptursache von Erblindun-
gen, sind dank der Impfung seit 1980
vom Erdball verschwunden. Dank der
Impfungen und verbesserter Hygiene-
bedingungen treten verschiedene In-
fektionskrankheiten in der Schweiz we-
niger häufig auf als noch vor einigen
Jahren. Damit verbunden ist leider der
Rückgang des Bewusstseins und des
Wissens in der breiten Bevölkerung um
die Gefährlichkeit dieser Infektions-
krankheiten. Ausbrüche von durch Imp-
fung verhütbaren Infektionskrankhei-
ten in verschiedenen Ländern Europas
(Kinderlähmung: 1992/93, 1996, 2000,
2001, Masern: 1999/00, 2001, 2002)
machen deutlich, dass eine Vernachläs-
sigung von Schutzimpfungen auch bei
uns ernsthafte Konsequenzen haben
kann. Seit Februar 2003 traten in der
Schweiz mehrere Masernausbrüche
auf, die z.T. Gehirn- und Lungenentzün-
dungen verursachten. Von den gemel-
deten Patientinnen und Patienten hat-
ten ca. 10% eine Komplikation und bei
ca. 6% der Erkrankten erfolgte eine Spi-
taleinweisung. 98% der Erkrankten wa-
ren nicht oder nicht ausreichend
geimpft. Weltweit sterben pro Jahr
745 000 Kinder an Masern. Impfverhüt-
bare «Kinderkrankheiten» sind deshalb
für Kinder und Erwachsene nicht harm-
los und können zu schwereren Folgen
führen, als allgemein angenommen wird.

Während der neuen Infektionskrank-
heit SARS grosses öffentliches Interes-
se entgegengebracht wird und eine
Impfung als grosser Fortschritt ge-
schätzt würde, besteht bezüglich der
altbekannten durch Impfung verhütba-
ren «Kinderkrankheiten» ein erhebli-
ches Informationsdefizit. Mythen und
Halbwahrheiten, die reale und angebli-
che Nebenwirkungen von Impfungen
oft stärker gewichten als bekannte
Komplikationen der Krankheiten, beein-
flussen den Entscheidungsprozess zu
oft negativ.

Die Präventionskampagne «Impf-In-
formation Schweiz» des BAG will im
Rahmen der Gesamtstrategie des Na-
tionalen Impfprogramms ein glaubwür-
diges, den Bedürfnissen wesentlicher
Zielgruppen entsprechendes Informa-
tionsangebot anbieten, um eine auf Fak-
ten basierende, selbstverantwortliche
Impf-Entscheidung zu ermöglichen.
Eine sorgfältige Analyse der Bedürf-
nisse der im Impfbereich engagierten
Organisationen ist dabei von zentraler
Bedeutung. Im Rahmen der nationalen
Projektorganisation sind deshalb mit
dem Steuerungsausschuss und der
Konsultativgruppe zwei jeweils breit ab-
gestützte Projektorgane eingerichtet wor-
den, um den Einbezug unterschiedlicher
Vorstellungen und Interessen zielorien-
tiert mitberücksichtigen zu können. 

Prof. Dr. med. Diethelm Hartmann
Stellv. Direktor Bundesamt 
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jungen Eltern, die nach eindeuti-
gen Meinungen suchten. Nie-
mand wolle klar Stellung bezie-
hen: dies sei keine Hilfe, wenn
man sich entscheiden müsse, fin-
det Lucienne W., die sich eine
bessere Zusammenarbeit zwi-
schen traditioneller und Alterna-
tivmedizin wünscht. Sie stellt
nicht in Frage, dass Impfungen
für das einzelne Kind und für die
Gemeinschaft wohlbegründet
seien, aber sie wünschte sich,
dass auch die anderen Behand-
lungsmöglichkeiten gebührend
berücksichtigt würden. 

*) Die Betroffene will zu ihrem
persönlichen Schutz nicht mit vol-
lem Namen genannt werden.

Jugendliche ernst nehmen
und mit einbeziehen
Stay in Touch. Auf Einladung des Bundesamtes für
Gesundheit (BAG) reisten Mitte März gegen 500
Spezialisten und Jugendliche  aus verschiedenen
europäischen Ländern nach Luzern, um am 3. Euro-
päischen Kongress Jugendarbeit, Jugendhilfe und
Suchtprävention teilzunehmen. 

Die Fachleute kamen nicht
nur zahlreich, sie gaben den
Gastgebern der Tagung

auch sehr gute Noten. 80% der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer
waren mit dem Kongress insge-
samt «zufrieden» oder «sehr zu-
frieden». Auch die Qualität von
Workshops und Plenarvorträgen
beurteilten überwiegende Mehr-
heiten als gut bis sehr gut. (Die
detaillierten Ergebnisse der Eva-
luation sowie die Power-Point-
Präsentationen der Hauptrefera-
te sind auf der Homepage
www.stayintouch.ch zu finden.)

Partizipation ist wichtig
Beziehungen und Partizipation
standen als Schlagworte im Zent-
rum als wichtigste Schutzfakto-
ren im Umgang der jungen Men-
schen mit Suchtmitteln. «Heran-
wachsende werden häufig als un-
reif behandelt und systematisch
unterschätzt», formulierte Micha
de Winter, Professor an der Abtei-
lung für Kinder- und Jugendstu-
dien der Universität Utrecht seine
Erfahrungen. Dieses negative Bild
werde zum Risikofaktor. Für das
Wohlbefinden, die Entwicklung
und die Gesundheit der Jugend-
lichen insgesamt sei Partizipation
sehr wichtig. Echte Partizipation,
so Micha de Winter, setze sich zu-

sammen aus: Information, Kom-
munikation, Entscheidungsfin-
dung, Einbezug und Engagement.

Bunter
Informationsmarkt 
Der Kongress im KKL in Luzern
vom 13. bis 15. März 2003 lud zum
breit gefächerten und vertieften
Austausch von Erfahrungen und
bot die einmalige Gelegenheit,
Projekte aus der Schweiz und aus
ganz Europa kennen zu lernen.
Die Konferenz stand zum dritten
Mal (nach Münster 1996 und
Maastricht 1999) unter dem Mot-
to «stay in touch –- in Kontakt blei-
ben».

Eingeladen waren Berufsleute
aus der Jugendarbeit, Jugendhilfe
und Prävention, Forschende, Poli-
tikerinnen und Politiker, Entschei-
dungsträger und Medienschaf-
fende. Vertreten waren auch zwei
Dutzend Jugendliche aus ver-
schiedenen Nationen, die sich an
eigenen Workshops Gedanken zu
Prävention und Gesundheitsför-
derung machten und diese an den
Kongressplenarien vorstellten.
Ihre Teilnahme hat hoffentlich
mehr als symbolischen Charakter
und ist ein Zeichen für den Willen,
Jugendliche tatsächlich ernst zu
nehmen und mit einzubeziehen. 

Impulse für die Schweiz
Das BAG hat den Kongress 2003
nicht zuletzt deshalb in die
Schweiz geholt, um einem breiten
Schweizer Fachpublikum neuere
Ansätze der Prävention und Er-
fahrungen aus dem Ausland vor-
zustellen. Die Hauptreferate wer-
den im Herbst in einer Kongress-
dokumentation vorliegen und al-
len Teilnehmenden gratis zuge-
stellt.

Das BAG plant für die Jahre
2004 bis 2007 ein Impulspro-
gramm «supra-II» zur Förderung
der Sekundärprävention. Einige
der an Stay in Touch formulierten
Erkenntnisse und Forderungen
werden darin wieder zu erkennen
sein. �

www.stayintouch.ch

Wogegen man
Kinder und
Jugendliche
impfen sollte 
Welche Impfungen werden
empfohlen, welche Infektions-
krankheiten gilt es einzudäm-
men? 

• Diphtherie 
• Starrkrampf
• Keuchhusten
• Kinderlähmung
• Masern
• Mumps
• Röteln
• Hirnhaut- und Kehlkopf-

entzündung durch
Haemophilus influenzae

• Hepatitis B

haben bestätigt, dass ernsthafte
Nebenwirkungen von Impfungen
Ausnahmen sind und sehr selten
vorkommen. 

Nur bei einer von über 100 000
Anwendungen löst eine Impfung
eine schwer wiegende Nebenwir-
kung aus. Im Einzelfall ist immer
zu prüfen, ob diese Reaktion tat-
sächlich durch die Impfung aus-
gelöst wurde, denn solche Krank-
heiten kommen im Kindesalter
auch ohne Impfung vor. 

Seit es Impfungen gibt, tau-
chen immer wieder Vermutun-
gen auf, bei denen einzelne Impf-
stoffe in den Zusammenhang mit
diversen Krankheiten gebracht
werden. Dabei handelt es sich
meist um komplexe Krankheiten
(z.B. Autismus, Multiple Sklero-
se, Diabetes), für deren Entste-
hung, abgesehen von erblichen
Risikofaktoren, die Ursachen
weitgehend unbekannt sind. Auf-
grund umfangreicher wissen-
schaftlicher Studien weiss man
heute, dass die Keuchhusten-
Impfung nicht zum «plötzlichen
Kindstod» führt, die Hepatitis-B-
Impfung nicht die Ursache der
Multiplen Sklerose ist, die Ma-
sern-Impfung keinen Autismus
verursacht, die Impfung gegen
Hirnhautentzündung nicht zu Dia-
betes führt und dass für den welt-
weiten Anstieg von allergischen
Erkrankungen nicht Impfungen
verantwortlich sind. �

www.sichimpfen.ch

Weitere Auskünfte:
Hans-Peter Roost, Epidemiologie
und Infektionskrankheiten, BAG,
3003 Bern, Tel. 031 322 95 05,
hans-peter.roost@bag.admin.ch

Unter den kritischen Blicken von zwei Dutzend Jugendlichen diskutierten die Fachleute in
Luzern überJugendarbeit, Jugendhilfe und Suchtprävention.

Der bunte Informationsmarkt bot Über-
blick über eine Vielzahl von Präventions-
projekten.



den als bisher. Das Gesetz ver-
pflichtet neu die Kantone, ein Be-
treuungsgesetz für die Früherfas-
sung gefährdeter Personen, be-
sonders Jugendlicher, aufzubauen.
Vorgesehen ist das Instrument der
Gefährdungsmeldung. Zur Meldung
berechtigt sind sowohl Amtsstel-
len wie auch einzelne Berufsleute
im Erziehungs-, Sozial-, Gesund-
heits-, Justiz- und Polizeiwesen. 

Falls das Parlament beschliesst,
eine Lenkungsabgabe auf Canna-
bisprodukte zu erheben, so ist vor-
gesehen, einen Teil dieser Einnah-
men für präventive und therapeu-
tische Massnahmen zu verwen-
den. Das BAG plant zudem Auf-
klärungsmassnahmen rund um
Cannabis für verschiedene Ziel-
gruppen: für Kinder und Jugendli-
che ist zum Beispiel eine Internet-
plattform geplant, wo man sich
über Cannabis informieren kann.
Das Projekt «Runder Tisch» ist be-
reits in vielen Gemeinden ange-
laufen. In Zusammenarbeit mit Ra-
dix Gesundheitsförderung wen-
det es sich an Schlüsselpersonen
in den Gemeinden. Diese Schlüs-
selpersonen sollen von Sucht-
fachleuten bei Problemen im Zu-
sammenhang mit Cannabismiss-
brauch beraten werden, um Prä-
ventionsmassnahmen längerfris-
tig noch besser in den Gemeinden
zu verankern. 

Was unternimmt die
Schule? 
Das nationale Präventionspro-
gramm «bildung + gesundheit –
Netzwerk Schweiz» setzt bereits
heute im Schulbereich, dem zent-
ralen Lebensraum von 11- bis 16-
Jährigen, an. Dieses Programm
wird vom BAG und der Konferenz
der kantonalen Erziehungsdirek-

toren in Zusammenarbeit mit na-
tionalen Partnern wie der Schwei-
zerischen Fachstelle für Alkohol-
und andere Drogenprobleme
(SFA) getragen und befindet sich
seit September 2002 in Umset-
zung. Dem Programm «bildung +
gesundheit – Netzwerk Schweiz»
liegt ein ganzheitliches Gesund-
heitsverständnis zu Grunde. Der
Konsum von Tabak, Alkohol, Can-
nabis und anderen Drogen wird
im Rahmen dieses ganzheitlichen
Verständnisses thematisiert. 

Früherfassung gefährde-
ter Jugendlicher
Ein weiteres wichtiges Element
der Prävention ist die Früherfas-
sung gefährdeter Jugendlicher. In
diesem Zusammenhang ist das
vom BAG aufgebaute Programm
supra-f zu erwähnen. Heute be-
stehen in 7 Kantonen 12 supra-f-
Zentren, die bis heute mehr als
1 000 Jugendliche betreut haben.
Das Thema Drogen spielt hier
eine wichtige Rolle, denn ein Drit-
tel der betreuten Jugendlichen
wiesen beim Eintritt problemati-
schen Drogenkonsum auf. �
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Wirksamere Cannabisprävention mit dem revidierten
Betäubungsmittelgesetz?
Cannabis-Prävention. Die bei Revision des Betäubungsmittelgesetzes (BetmG) vorgesehene Entkriminalisierung des
Cannabiskonsums gibt Anlass zu heftigen Diskussionen. Für das Bundesamt für Gesundheit (BAG) stehen Jugendschutz
und Prävention im Vordergrund: Angestrebt wird eine Reduktion des Konsums und der damit verbundenen Risiken. Wer
zum Drogenhanf greift, soll dabei seine Gesundheit möglichst wenig gefährden. Erwachsenen ermöglicht das revidierte
Gesetz einen Cannabiskonsum in Selbstverantwortung und ohne dafür bestraft zu werden.

Insgesamt kann in der Schweiz
nicht von einer grösseren Ge-
fährdung der öffentlichen Ge-

sundheit durch den Cannabiskon-
sum gesprochen werden. Es gibt
ohne Zweifel schwerer wiegende
Probleme wie das Zigarettenrau-
chen, der übermässige Alkohol-
konsum, der Konsum harter Dro-
gen sowie die zunehmenden
Symptome psychischer Leiden
und Suizide. Fest steht aber, dass
der Konsum von Cannabis in den
letzten Jahren in der Schweiz
stark zugenommen hat, insbe-
sondere bei Jugendlichen. Fast
jeder zweite Jugendliche zwi-
schen 15 und 19 Jahren hat Can-
nabiserfahrungen, wobei es sich
in der Regel um Experimentier-
und Gelegenheitskonsum han-
delt, der nach einiger Zeit oft auf-
gegeben wird. Angestiegen ist je-
doch auch die Zahl der Jugend-
lichen, die Cannabis häufig kon-
sumieren: 14% der Schüler und

6% der Schülerinnen geben an,
im Laufe des vergangenen Jahres
Cannabis 40 Mal und öfters kon-
sumiert zu haben. Das ist vor al-
lem dann problematisch, wenn
die Droge eingesetzt wird, um
Probleme zu verdrängen.

Wie bei jedem Risikoverhalten
gibt es auch beim Cannabiskon-
sum schädliche Konsummuster.
Aufgrund verschiedener Erhebun-
gen kann man davon ausgehen,
dass rund 25 000 Jugendliche
(15% der konsumierenden) einen
problematischen täglichen Kon-
sum haben. Bei ihnen ist das ge-
sunde Erwachsenwerden gefähr-
det; das Risiko, härtere Drogen
einzunehmen oder gar in eine
Suchtkarriere zu gleiten, nimmt zu.

Wer hat welche Rolle?
Die Cannabisprävention ist Teil
der allgemeinen Suchtprävention
und orientiert sich demzufolge an
den zwei Hauptzielen der Absti-
nenz und der Schadensminde-
rung. Die Zielgruppen lassen sich
in drei Hauptgruppen unterteilen:
die Gesamtbevölkerung, einzelne
Gruppen und Settings sowie Ein-
zelpersonen. 

Der Bund informiert die Öffent-
lichkeit über die Suchtproblematik
und führt landesweite Präventions-
programme durch. Die Kantone
sind für Prävention und Beratung
zuständig und schaffen die dazu nö-
tigen Einrichtungen. Der Bund
unterstützt die Anstrengungen der
Kantone, Gemeinden und privaten
Organisationen in diesem Bereich,
koordiniert und startet – wo es sinn-
voll ist – eigene Initiativen. 

Welche Auswirkungen hat die
vorgeschlagene Revision des Be-
täubungsmittelgesetzes auf die
Prävention? Das Gesetz soll den
Anliegen des Gesundheitsschut-
zes mehr Gewicht verleihen. Das
Verbot des Cannabiskonsums
soll aufgehoben werden, weil die
Gesundheitsgefährdung durch
Cannabis erwiesenermassen re-
lativ gering ist. Auch hat sich die
Einstellung der Gesellschaft zum
Cannabiskonsum stark gewan-
delt und das bisherige Verbot
konnte die starke Zunahme des
Konsums in breiten Kreisen nicht
verhindern. 

Fachleute gehen davon aus,
dass sich die Strafbefreiung auf die
Verbreitung des Cannabiskonsums
kaum auswirken wird. Vergleichen-
de Untersuchungen zeigen, dass in
verschiedenen europäischen Län-
dern kein Zusammenhang zwi-
schen der Drogengesetzgebung
und der Verbreitung von Drogen be-
steht.

Jugendschutz und
Prävention ausbauen
Dem Jugendschutz kommt im
Rahmen des revidierten Betäu-
bungsmittelgesetzes grosse Be-
deutung zu. Diese Gesetzesvorla-
ge sieht vor, die Strafbarkeit des
Konsums von Cannabis aufzuhe-
ben. Wer Betäubungsmittel – auch
Cannabis – an Jugendliche abgibt,
soll hingegen härter bestraft wer-

Die relevanten Stellen
aus dem neuen Text
des BetmG:

Abschnitt: Prävention
Art. 3b
Die Kantone fördern die
Aufklärung und Beratung zur
Verhütung von suchtbeding-
ten Störungen und deren
gesundheits- und sozial-
schädlichen Auswirkungen.
Sie schaffen die dazu not-
wendigen Einrichtungen.
Der Bund führt Programme
von nationalen Interesse zur
Prävention durch und infor-
miert die Öffentlichkeit über
die Suchtproblematik.

Art. 3c
Jugendschutz: Gefähr-
dungsmeldung und
Frühintervention
Amtsstellen und Berufs-
leute, die im Erziehungs-,
Sozial-, Gesundheits-, Justiz-
und Polizeiweisen tätig sind,
können Fälle von vorliegen-
den oder drohenden sucht-
bedingten Störungen an die
zuständigen Behandlungs-
und Fürsorgestellen melden,
wenn:
a. sie diese in ihrer amtlichen

oder beruflichen Tätigkeit
festgestellt haben;

b. eine erhebliche Gefähr-
dung der Betroffenen,
ihrer Angehörigen oder
der Allgemeinheit vorliegt;
und 

c. sie eine Betreuungs-
massnahme als angezeigt
erachten.

Die Kantone bezeichnen fach-
lich qualifizierte öffentliche
oder private Behandlungs-
oder Fürsorgestellen, die für
die Betreuung von gemelde-
ten Personen, namentlich von
gefährdeten Jugendlichen, zu-
ständig sind. 

Nationales Forum zur 
Cannabisprävention
Am 25. September 2003 findet in Biel ein natio-
nales Forum für Fachleute der Suchtprävention
statt. Der Titel dieser Tagung, die von Radix Ge-
sundheitsförderung, in Zusammenarbeit mit der
Fachstelle für Gesundheitsförderung und Prä-
vention des BAG und der Fachgruppe Gesund-
heitsförderung und Prävention des VSD organi-
siert wird, lautet: Illegal, legal, ist’s egal? Canna-
bis und Prävention.

Kontaktadresse siehe Seite 6

Wer mit Rauchen anfängt, bleibt meist dabei;
jugendlicher Cannabis-Konsum ist oft ein
vorübergehendes Ausprobieren 
Tabak- und Cannabiskonsum bei 19-/20-Jährigen

Der jeweils obere Balken der Grafik zeigt, dass bedeutend mehr 19- und 20-Jährige Er-
fahrungen mit dem Konsum von Tabakrauchen aufweisen (69%) als mit dem Canna-
biskonsum (45%). Zudem ist aus der Kategorie der aktuell Konsumierenden ersichtlich,
dass die Mehrheit derjenigen, die schon einmal Tabak konsumiert haben, beim Tabak-
konsum bleibt und auch heute noch raucht, während die Mehrheit der 19- und 20-Jäh-
rigen mit Cannabiserfahrung kein Cannabis mehr konsumiert. 

Quelle: BAG, gemäss Daten des schweizerischen Tabakmonitorings (2002)

mind. einmal im Leben konsumiert

aktueller Konsum

mind. einmal im Leben konsumiert

aktueller Konsum

Ja Nein

Cannabiskonsum

Tabakkonsum

Anzahl Personen in Prozent

40% 60%

19% 81%

45% 55%

69% 31%
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Jugendliche rauchen aus Gewohnheit
Umfrage Jugend und Tabak: Rauchen ist bei Jugendlichen im Alter zwischen 14 und 20 Jahren stark
verbreitet. So lautet das Teilergebnis einer nationalen Umfrage bei über 2 000 jungen Menschen. Die Tabak-
prävention ist gefordert. 

Knapp ein Drittel (30 Prozent)
der Jugendlichen zwischen
14 und 20 Jahren rauchen.

Von ihnen konsumieren 17 Pro-
zent täglich Zigaretten. Der Ta-
bakkonsum beginnt früh. Bereits
sechs Prozent der 14-Jährigen
Jungen und Mädchen rauchen.
Bis zum Alter von 20 Jahren steigt
der Konsum dann rapide an. Ein
Viertel der 15- bis 16-Jährigen
raucht, bei den 17- bis 18-Jähri-
gen sind es 36 Prozent und von
den 19- bis 20-Jährigen rauchen
41 Prozent. Auf die Gesamtbe-
völkerung bezogen lässt sich sa-
gen, dass 40 000 Personen, die in
der Schweiz täglich zur Zigarette
greifen, jünger als 18 sind. Trotz-
dem raucht immer noch eine
Mehrheit von 60 Prozent der Ju-
gendlichen nicht. 

Kaum Unterschiede
zwischen Jungen und
Mädchen

Die Zahlen verteilen sich gleich-
mässig auf beide Geschlechter
und der Anteil scheint auf diesem
hohen Niveau stabil zu sein.
Unterschiede im Konsumverhal-
ten zwischen Frauen und Män-
nern zeigen sich erst bei den über
25-Jährigen. Bei den Männern bis
34 steigt der Konsum weiter an,
während er bei den Frauen
wegen bestehender oder geplan-
ter Schwangerschaften unverän-
dert bleibt. Unterschiede gibt es
auch in Bezug auf die Schulbil-
dung. 22 Prozent der Berufsschü-
ler rauchen täglich im Gegensatz
zu 13 Prozent der Gymnasiasten.
Durchschnittlich rauchen täglich

konsumierende Jugendliche
zwölf Zigaretten am Tag, nicht
täglich Rauchende im Durch-
schnitt 14 Zigaretten während ei-
ner Woche. 

Zu diesen Ergebnissen kommt
eine nationale Umfrage zum Ta-
bakkonsum im Zeitraum von Ja-
nuar 2001 bis Dezember 2002.
Sie wurde im Auftrag des
Bundesamtes für Gesundheit
(BAG) von einem Team um Rainer
Hornung, Professor am psycholo-
gischen Institut in Zürich, durch-
geführt. Rund 20 000 Personen
im Alter von 14 bis 65 Jahren,
darunter 2 344 14- bis 20-jährige
Jugendliche und junge Erwach-
sene, wurden telefonisch be-
fragt. 1 174 Jugendliche erhielten
zusätzlich vertiefende Fragen zu
ihrem Rauchverhalten. 

Aufhören – eine
schwierige Sache
Obschon das Rauchen stark ver-
breitet ist, hat Nichtrauchen bei
den Jugendlichen ein positives
Image: Nichtraucherinnen und
Nichtraucher sind die grösseren
Geniesser, sie sind cooler, erfolg-
reicher und attraktiver. Dagegen
bewerten sie Raucherinnen und
Raucher – wenn auch als kon-
taktfreudiger – so doch als nervö-
ser, aggressiver, unzufriedener,
unsicherer und egoistischer.
Trotzdem denken 46 Prozent der
rauchenden Jugendlichen nicht
daran, das Rauchen aufzugeben.
Aufhören, eine schwierige Sa-
che, das findet die Hälfte der Ju-
gendlichen und meint immerhin,
dass sie innerhalb der nächsten
zwei Jahre nicht mehr rauchen

werde. Sie unterschätzt jedoch
die Schwierigkeiten: Die Umfra-
ge zeigt nämlich, dass es nur ei-
ner von 20 Personen gelingt, im
jugendlichen Alter tatsächlich von
den Zigaretten zu lassen. Die Ju-
gendlichen haben auch ein etwas
unklares Bild vom Rauchverhal-
ten in ihrem sozialen Umfeld. Sie
glauben, das Rauchen sei viel
weiter verbreitet als tatsächlich
der Fall. Das verstärkt den gesell-
schaftlichen Druck und lässt die
negativen Aspekte gleichzeitig
harmloser erscheinen. Ausser-
dem begünstigen rauchende Fa-
milienmitglieder und der Einfluss
der Werbung den Tabakkonsum. 

Die Umfrage beleuchtet auch,
warum Jugendliche überhaupt
erst zur Zigarette greifen. Knapp
drei Viertel geben an, das Rau-
chen sei zur Gewohnheit gewor-
den. Auch die beruhigende Wir-
kung einer Zigi im Stress und der
Geschmack spielen eine wichtige
Rolle. Die Hauptgründe gegen
den Griff zur Zigarette sind um-
gekehrt die Schädigung der Ge-
sundheit sowie Befürchtungen,
abhängig zu werden. 

Prävention vor grossen
Herausforderungen
Die Ergebnisse der Umfrage las-
sen erahnen, vor welchen Heraus-
forderungen die Tabakprävention
steht. Jugendliche orientieren sich
in ihrer Entwicklung an der Er-
wachsenenwelt. Für eine wir-
kungsvolle Prävention bei den Ju-
gendlichen ist eine ebensolche bei
den Erwachsenen Voraussetzung.
Neben den auf Jugendliche aus-
gerichteten Massnahmen wie
zum Beispiel das «Experiment
Nichtrauchen» sollten andere, wie
im «Nationalen Programm zur Ta-
bakprävention 2001–2005» for-
muliert, umgesetzt werden: stren-
gere Werbebeschränkungen, hö-
here Tabaksteuern, Schutz der
Nichtrauchenden in öffentlichen
Räumen, Restaurants und so fort.

�

www.rauchenschadet.ch
www.experimentnichtrauchen.ch
www.letitbe.ch

Rauchen bald
mehr Frauen als
Männer?
Tabakmonitoring: Die Ergebnisse der
ersten beiden Jahre der Schweizeri-
schen Umfrage zum Tabakkonsum lie-
gen vor: Ein Drittel der Einwohner-
schaft der Schweiz raucht. Setzt sich
die gegenwärtige Entwicklung fort,
dann werden bald erstmals mehr Frau-
en als Männer in der Schweiz rauchen. 

Das Tabakmonitoring gibt peri-
odisch Auskunft über die
Rauchgewohnheiten der

Schweizer Bevölkerung. So rauch-
ten in der Erhebungsperiode der
Jahre 2001 und 2002 rund ein Drit-
tel (32 Prozent) der Frauen und
Männer im Alter zwischen 14 und
65 Jahren. Mehr als die Hälfte von
ihnen möchte damit aufhören und
neun Prozent planen diesen Schritt
im nächsten Monat. Männer (37
Prozent) rauchen häufiger als Frau-
en (29 Prozent), strengen sich je-
doch mehr an, um vom Rauchen
loszukommen. Frauen gelingt es
weniger, weil sie womöglich mehr
durch Beruf, Haushalt und Familie
belastet sind und Angst haben, an

Körpergewicht zuzunehmen. Falls
der Anteil der Frauen, welche das
Rauchen aufgegeben haben, in
den kommenden Jahren stagniert,
dann werden inskünftig in der
Schweiz erstmals mehr Frauen als
Männer rauchen. Bei der jüngeren
Generation herrscht bereits
Gleichstand der Geschlechter. (s.
oben stehenden Artikel)

Repräsentative Daten 
Mit dem so genannten Tabakmoni-
toring wird der Tabakkonsum der
14- bis 65-Jährigen Wohnbevölke-
rung repräsentativ erfasst. Seit Ja-
nuar 2001 führten die Befrager in
jedem Quartal 2 500 Telefoninter-

views. Jedes Jahr lassen sich
demnach die Antworten von
10 000 Personen auswerten. Das
Tabakmonitoring besteht im We-
sentlichen aus einem Basismodul,
das je nach Bedarf mit Ergän-
zungsblöcken, zum Beispiel mit
Zusatzfragen an Jugendliche, er-
gänzt werden kann. Die Befragung
geschieht in drei Landessprachen,
die Interviews pro Quartal teilen
sich dabei wie folgt auf: 1425 Inter-
views in der Deutschschweiz, 700
Interviews in der Romandie und
375 Interviews in der italienischen
Schweiz. Damit sich die Analyse
von Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen, von schwangeren
Frauen und Müttern von Kleinkin-

dern auf genügend Personen ab-
stützen kann, sind diese Perso-
nenkategorien bewusst überver-
treten. Dies gilt genauso für die
West- und die Südschweiz. Nach
der Analyse werden die Daten ge-
wichtet, um so die Verhältnisse in
der Schweizerischen Wohnbevöl-
kerung korrekt zu repräsentieren.
Das Tabakmonitoring realisieren
im Auftrag des Bundesamtes für
Gesundheit (BAG) Rainer Hornung
und Roger Keller vom psychologi-
schen Institut der Universität Zü-
rich sowie der Zürcher Kommuni-
kations- und Publikumsforscher
Hans Krebs. Die Datenerhebun-
gen führt das Institut für Markt- und
Sozialforschung LINK durch. �

Die Resultate des
Tabakmonitorings

lassen aufhor-
chen. Rauchen in
der Schweiz bald
mehr Frauen als

Männer?
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Starrkrampf – Tetanus

Kinder impfen? Ja! Wieso?

Kinder impfen? Ja! Wieso?
Argumentarium.

Prävention und Gesund-
heitsförderung bei Kindern 
und Jugendlichen

Bevor es zu spät ist ...
Gefährdete Jugendliche
frühzeitig erkennen und
stärken

Trends im Konsum psycho-
aktiver Substanzen von
Schülerinnen und Schülern
in der Schweiz

Informationsvideo VHS (D oder 
F oder I) oder CD-ROM (alle 
3 Sprachen) der Schweizerischen
Gesellschaft für Impfpromotion

Informationsbrochüre zu den
wichtigsten Fragen rund ums
Impfen, Format A5, 16 Seiten

Argumentarium für Ärzte und
Medizinalpersonen mit den wich-
tigsten Argumenten und Hinter-
grundinformationen rund ums
Impfen, Format A5, 32 Seiten

Broschüre, Format A4, 26 Seiten
Deutsch, Französisch und
Englisch

Zeitung
Deutsch und Französisch

Ausgewählte Ergebnisse einer
Studie, durchgeführt unter der
Schirmherrschaft der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO)
und mit der finanziellen Unter-
stützung des Bundesamtes für
Gesundheit (BAG) sowie 
der Schweizer Kantone.
12 Seiten A5

CD: Fr. 20.– 
+ Porto/Ver-
packung Fr. 5.–
VHS: Fr. 25.– 
+ Porto/Ver-
packung Fr. 7.–

gratis

gratis

gratis

gratis

Fr. 15.–

Digital Performance Center
Tel. 01 942 04 57, Fax 01 940 05
65, impfvideo@dpc.ch

BBL, 3003 Bern, Fax 031 325 50 58 
verkauf.zivil@bbl.admin.ch
(Bestell-Nummer 311.260.d)

BBL, 3003 Bern, Fax 031 325 50 58
verkauf.zivil@bbl.admin.ch
(Bestell-Nummer 311.261.d)

BAG, Fachstelle Gesundheits-
förderung und Prävention, 3003
Bern, Tel. 031 323 11 76
cornelia.stromsky@bag.admin.ch

BAG, Fachstelle Gesundheits-
förderung und Prävention, 3003
Bern, Tel. 031 323 11 76
angela.klopfstein@bag.admin.ch

Schweizerische Fachstelle für
Alkohol-und andere Drogen-
probleme, Postfach 870,
CH-1001 Lausanne, 
Tel.021 321 29 11 
info@sfa-ispa.ch
www.sfa-ispa.ch
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1. QuaTheDA-Symposium

Illegal, legal, ist’s egal?
Cannabis und Prävention.

3. September
2003, Bern

25. September
2003, Kongress-
haus Biel

www.quatheda.ch 

Nationales Forum für
Fachleute der Sucht-
prävention zum Thema
Cannabisprävention. 

KOSTE, Eigerplatz 5, Postfach
460, 3000 Bern 14, Tel. 031 376
04 01 Fax 031 376 04 04,
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Radix Gesundheitsförderung,
Schwanengasse 4, 3011 Bern,
Fax 031 312 75 05. 
www.radix.ch
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Das Alkoholprogramm «Alles im Griff?» leistet
gute Arbeit
«Alles im Griff?»: Die Evaluatoren des ersten nationalen Alkohol-Präventionsprogrammes beurteilen dieses
als «im Grossen und Ganzen erfolgreich». Die Empfehlung lautet, das Programm weiterzuführen, obschon
über die Nachhaltigkeit noch nichts Schlüssiges gesagt werden kann. 

Mit Inseraten, Plakaten und
Werbespots im Fernse-
hen startete im März 1999

das erste nationale Alkohol-Prä-
ventionsprogramm für vorerst
vier Jahre. Unter dem Namen «Al-
les im Griff?» und mit dem Bild ei-
nes Flaschenöffners als Symbol
beinhaltet das Programm sechs
Teilprojekte, wobei die massen-
mediale Kampagne aufwandmäs-
sig den grössten Anteil einnimmt.
«Alles im Griff?» zielt grundsätz-

lich auf die Information und Sen-
sibilisierung der  Bevölkerung und
will gleichzeitig zu risikoarmem
Verhalten beim Alkoholkonsum
anregen. Die Zielgruppe sind die
episodischen Risikokonsumie-
renden, also jene, die mehr als
zweimal pro Monat übermässig
Alkohol trinken: Frauen mehr als
vier Gläser pro Trinkanlass, Män-
ner mehr als fünf. Hier soll sich als
Kampagneneffekt speziell das
Problembewusstsein der 20- bis

30-Jährigen erhöhen, von denen
sich fast jeder zweite regelmässig
einen Rausch antrinkt und damit
sich selber wie auch seine Um-
welt massiv gefährdet. Zu den Ri-
sikokonsumenten gehören weiter
Personen, die nicht situationsan-
gepasst trinken, zum Beispiel vor
dem Autofahren, während einer
Schwangerschaft und so fort. 

Drei Partner, sechs
Teilprojekte 
Das Programm läuft unter der Fe-
derführung des Bundesamtes für
Gesundheit (BAG) und mit der
Mitwirkung der Schweizerischen
Fachstelle für Alkohol- und ande-
re Drogenprobleme (SFA) sowie
der Eidgenössischen Alkoholver-
waltung (EAV). Die Massnahmen
des Projektes umfassen neben
der Sensibilisierungs-Kampagne
fünf weitere Teilprojekte: So die
Abgabe von Werbe- und Informa-
tionsmaterialien an regionale und
kommunale Präventionsfachstel-
len und Alkoholberatungsstellen,
die Fortbildung für Ärzte und me-
dizinische Fachpersonen, die Ver-
breitung der Präventionsbot-
schaften über das Internet, das
nationale Netzwerk von Gemein-
den, die eine eigene lokale Alko-
holpolitik formulieren und umset-
zen («Die Gemeinden handeln!»),
sowie die Unterstützung einer
Helpline für telefonische Bera-
tung (dies allerdings nur im Jahr
2000).

Vier Jahre sind zu kurz
Die Arbeitsgemeinschaft Global-
evaluation (zusammengesetzt aus
IPSO, Interface und ISPM Bern)
stimmt mit den Programmverant-
wortlichen überein, dass der un-
angemessene Alkoholkonsum in
der Schweiz ein Gesundheitspro-
blem mit gesellschaftlich bedeu-

tenden Auswirkungen darstellt.
Damit ist das Präventionspro-
gramm berechtigt. Die Evaluato-
ren kommen zum Schluss, dass
«Alles im Griff?» «im Grossen und
Ganzen erfolgreich» sei. Be-
sonders die Fokussierung auf die
zahlenmässig bedeutende und
bisher in der Prävention kaum be-
achtete Gruppe der episodischen
Risikokonsumierenden wird posi-
tiv vermerkt. Grundsätzlich erach-
ten die Evaluatoren den Zeithori-
zont von vier Jahren seit Pro-
grammstart jedoch als zu kurz, um
konkrete Auswirkungen des ers-
ten nationalen Alkoholprogramms
auf den Alkoholkonsum erwarten
zu können. Ebenso bemängeln sie
den Zeit- und Erfolgsdruck auf das
Programm durch die Programm-
gremien, besonders während der
Konzeptphase. Der Zielerreichungs-
grad der Teilprojekte ist unter-
schiedlich. Summarisch lässt sich
sagen, dass qualitativ die Ziele weit-
gehend erreicht wurden, quanti-
tativ jedoch nicht. Die Auswirkun-
gen können noch nicht vollends
beurteilt werden. Weiter sind die
Verfasser der Ansicht, dass das
Programm zuwenig transparent
ist, weil ein umfassendes schrift-
liches Konzept (inklusive logfra-
me) als Führungsinstrument fehlt.
Obschon die Nachhaltigkeit als
noch nicht gesichert beurteilt
wird, empfehlen die Evaluatoren,
das Projekt weiterzuführen, da
das Programm gute Arbeit leiste.

�

www.alles-im-griff.ch

Quelle: 
Das Alkoholprogramm 1999-
2002 «Alles im Griff?», Kurzbe-
richt der Evaluation, Hergiswil,
Oktober 2002.
Ab Juli/August: 
www.bag.admin.ch/cce/
studien/sucht/d/index.htm

Zur Evaluation des Alkoholprogramms 1999–2002
Eine Stellungnahme der
Programmverantwortlichen.
Der Entscheid der drei Partneror-
ganisationen BAG, EAV und SFA,
gemeinsam ein Alkoholpräven-
tionsprogramm zu starten, be-
deutete einen ersten Schritt in
Richtung einer gemeinsamen Al-
koholpolicy. Durch die Dreierträ-
gerschaft wurde eine möglichst
breite Abstützung der Ziele und
Massnahmen des Programms
angestrebt. Die Idee war, dass
Know-how, Verantwortung und
Ressourcen bestmöglichst zuein-
anderfinden und genutzt werden. 

1999 war der Fokus der Fach-
welt in den Kantonen, Regionen
und den privaten Organisationen
mehrheitlich auf die Problematik
der Alkohol-Abhängigkeit einge-
stellt. Der Bereich der Alkoholprä-
vention wurde wenig berücksich-
tigt. Dank der repräsentativen
Umfrage von «Alles-im-Griff?»
konnte aufgezeigt werden, dass
der risikoreiche Alkoholkonsum,
respektive das Rauschtrinken, mit
all seinen akuten Gefahren für die
Betroffenen und deren Umfeld
ein grosses soziales Problem dar-

stellt und ernster genommen wer-
den muss. 

Ein hoch gestecktes Globalziel
Das Globalziel von «Alles im
Griff?» lautete: «Verminderung
der risikoreichen Trinkmuster in
der Schweizer Bevölkerung». Es
handelt sich um ein hoch gesteck-
tes Ziel, das nur mit einem Lang-
zeitprogramm erreicht werden
kann. Es hat uns deshalb nicht er-
staunt, dass die Evaluation auf-
zeigt, dass die vier Jahre zu kurz
sind, um messbare Erfolge im Sin-
ne eines weniger risikoreichen
Trinkverhaltens aufzuzeigen.

Die Weiterführung wird
empfohlen
Die Evaluation hat sowohl die Re-
levanz des Alkoholprogramms wie
auch die Leistungen der Projekte
positiv beurteilt. Sie empfiehlt eine
Weiterführung. Es zeigt sich je-
doch, dass die permanente Wir-
kungsorientierung im Sinne der
Erzeugung von Nachhaltigkeit ver-
stärkt werden muss. Es geht also
darum, die vorhandenen Mittel,
unter Wahl einer geeigneten und

abgestimmten Strategie, optimal
für die Zielerreichung einzusetzen.

Umsetzung der Empfehlungen
hat begonnen
Das Jahr 2003 wird – nebst der Im-
plementierung der beiden erfolgrei-
chen Projekte «Die Gemeinden han-
deln!» und «Früherkennung und
Kurzintervention» (Ausbildung für
Ärzte) – vor allem dem Redesign des
Programms gewidmet. Die Emp-
fehlungen der Evaluation werden in
die Planungsdiskussion einfliessen.
Die Schaffung effizienterer Pro-
grammstrukturen und die Anpas-
sung des Globalzieles stehen dabei
im Mittelpunkt. Um regelmässig Da-
ten über den Wirkungsbeitrag der
einzelnen Projekte zu erhalten, wird
ein Konzept zur Selbstevaluation der
einzelnen Projekte erstellt und im-
plementiert. Die gewonnenen Da-
ten liefern neben anderem eine gute
Entscheidungsgrundlage für die zu-
künftige Steuerung des Programms
respektive der Projekte.

Die Richtung stimmt
Um die Probleme rings um den Al-
koholmissbrauch zu verringern

und eine erfolgreiche Präven-
tionsarbeit zu leisten, sind breit
abgestützte und unter den ver-
schiedensten Partnern vernetzte
Massnahmen nötig. Dies soll län-
gerfristig mit einer nationalen Al-
koholpolicy erreicht werden. «Al-
les-im-Griff?» ist ein erster Schritt
in diese Richtung. Diesen Weg
systematisch weiter zu beschrei-
ten wird Aufgabe des BAG in den
nächsten Jahren sein. In den letz-
ten Monaten hat sich in der Politik
einiges getan. Die Neuerungen im
Strassenverkehrsgesetz, die De-
batten um die Einführung der Al-
copop-Sondersteuer, die Vor-
schriften zu Bier- und Weinwer-
bung im Radio und Fernsehen so-
wie die immer zahlreicheren kan-
tonalen Verbote für Plakatwer-
bung bewirken ausserdem, dass
die Bevölkerung und die Exekuti-
ve empfänglicher sind für die An-
liegen der Alkoholprävention. Wir
gehen davon aus, dass «Alles im
Griff?» einen wesentlichen Teil
dazu beigetragen hat und schöp-
fen daraus den Mut, die Heraus-
forderungen der kommenden
Jahre mit Elan anzugehen.

Das mit immer
neuen Denk-
anstössen auf
Plakatwänden
wiederkehrende
Drink-Glas und der
Flaschenöffner:
Symbole der
Sensibilisierungs-
kampagne des
nationalen Alkohol-
programms «Alles
im Griff?».
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Mehr Transparenz in der
Drogenrehabilitation
Finanzierungsmodell für die stationäre Suchthil-

fe (FiSu): Das Modell FiSu steht. Mehr Leistungs-
qualität, Transparenz und Kostenbewusstsein bei
der Behandlung von stationären Suchtmittelabhängi-
gen soll es bringen. Der Ball liegt jetzt bei den Kan-
tonen, ob sie das Modell übernehmen und sich zu
FiSu-Regionen zusammenschliessen wollen.

Bis 1996 war die Finanzierung
der Institutionen der statio-
nären Suchthilfe kein Pro-

blem, weil die Beteiligung der In-
validenversicherung dank einer
Pauschalanerkennung der Klien-
tInnen gesichert war. Infolge des
Wechsels zur gesetzeskonformen
individuellen Anerkennung gingen
die Kollektivbeiträge der Invaliden-
versicherung zurück. Gleichzeitig
sank auch die Nachfrage nach sta-
tionären Therapieplätzen. Wäh-
rend vier Jahren leistete der Bund
Überbrückungshilfe in der Höhe
von insgesamt 48 Millionen Fran-
ken. Zudem erteilte er der Koordi-
nationsgruppe FiSu den Auftrag,
ein leistungsorientiertes Finanzie-
rungsmodell für die stationäre
Suchthilfe zu entwickeln. Damit
sollten die Kantone ein Instrument
zur nachfrageorientierten, qualita-
tiven Steuerung der stationären
Suchthilfe erhalten. Mittlerweile
ist dieses Finanzierungsmodell zur
Einführung bereit. Das Handbuch,
in dem das System und die Ein-
führung detailliert beschrieben
sind, ist in de Endbearbeitung. Die
wichtigsten Elemente daraus sind
bereits im Internet unter www.
infoset.ch (Stichwort «Therapie-
finanzierung») zu finden.

Vergleichbarkeit der
Leistungen
Im Wesentlichen definiert das
Modell Standards, die es erlau-
ben, Suchthilfeinstitutionen nach
ihren Angeboten und Leistungen
einzuteilen, die Kosten genau zu
berechnen und sie miteinander zu
vergleichen. Entscheidend für die
Profilierung und Tarifierung der In-
stitutionen ist die Frage, ob eine
Behandlungseinrichtung den An-
sprüchen eines professionellen
Leistungsangebotes im Primärbe-
reich genügt und konkrete Lei-
stungen in Bezug auf Arbeit, Bil-
dung und Freizeit anbietet. Um die
Qualität sicher zu stellen, müssen
die Institutionen über ein aner-
kanntes Qualitätsmangement-Sy-
stem verfügen. Das BAG hat mit
QuaTheDA (www.quatheda.ch)
ein speziell auf die stationäre
Suchtbehandlung ausgerichtetes
Qualitätsinstrument entwickelt. 

Indikation ist
entscheidend für den
Behandlungserfolg

Aufgrund von Forschungsergeb-
nissen ist zu schliessen, dass der
Erfolg einer Behandlung weitge-
hend von der Wahl einer ange-
messenen Therapie abhängt. Ein
in Entwicklung begriffenes com-
puterunterstütztes Programm zur
Indikationsstellung soll den ein-
weisenden Stellen (Versorger
bzw. von diesen beauftragte So-
zialdienste oder Fachstellen) hel-
fen, jene Einrichtung zu bestim-
men, die den individuellen Be-
dürfnissen einer Klientin oder ei-
nes Klienten entspricht. 

Defizitausgleich durch
Kantone fällt weg 
Mit dem Modell FiSu erfolgt der
Wechsel von der Tagessatzfinan-
zierung zur Pauschalfinanzierung.
Als Folge davon entfällt die Ko-
sten treibende Defizitdeckung,
die einen Anreiz zur Mengenaus-
weitung enthält, weil unter ihr
Behandlungsplätze auch dann fi-
nanziert werden, wenn keine
Nachfrage dafür besteht. 

Die Kantone sind
zurückhaltend
Unter dem Modell FiSu soll die
weitere Entwicklung der stationä-
ren Suchthilfe koordiniert erfol-
gen. Als Ergebnis verspricht man
sich eine qualitative Verbesse-
rung der Leistungen sowie mehr
Transparenz und Kostenbewusst-
sein bei der stationären Behand-
lung von Suchtmittelabhängigen.
Das Modell stiess bei den Kanto-
nen aus fachlicher Sicht weitge-
hend auf Zustimmung. Theore-
tisch wäre der Beitritt zum Modell
ab Anfang dieses Jahres möglich
gewesen. Bisher ist zwar kein
Kanton beigetreten, aber es hat
sich auch noch kein Kanton defi-
nitiv zurückgezogen. «Für die Kan-
tone ist das ein grosser Schritt»,
erklärt Markus Jann, Leiter der
Sektion Drogen beim Bundesamt
für Gesundheit (BAG). Bereits
während der Profilierung der In-
stitutionen hat eine Bereinigung
der Angebotsstruktur stattgefun-
den. Über 20 Institutionen haben
die Voraussetzungen für ein sta-
tionäres Angebot nicht erfüllt, zu-
dem haben aufgrund eines Nach-
fragerückgangs weitere 20 Insti-
tutionen seit 1999 ihren Betrieb
eingestellt.

Damit das Modell praktikabel ist,
müssen sich mindestens drei Kan-
tone, die gesamthaft eine Million
Einwohner repräsentieren, zu einer
FiSu-Region zusammen schliessen
und FiSu beitreten. Doch gerade
jene Kantone, die über ein gut aus-
gebautes Suchthilfeangebot verfü-
gen, bekunden Schwierigkeiten mit
der Umstellung auf eine Pauschal-
abgeltung. So sind einzelne Kantone
bereits dabei eigene, FiSu-ähnliche
Modelle, umzusetzen. Sie verzich-
ten dabei allerdings auf den überre-
gionalen bzw. nationalen Fokus und
den Wechsel zur Kosten senkenden
Pauschalfinanzierung, welches die
Hauptanliegen des neuen Finanzie-
rungsmodells darstellen. 

Bis im Herbst wird sich zeigen,
ob sich die Kantone auf das Mo-
dell einlassen wollen. Wenn
nicht, so hat die Diskussion rund
um das Modell immerhin eine
neue und sichtbare Entwicklung
in der stationären Suchtbehand-
lung eingeleitet. 

Weitere Auskünfte: 
Thomas Egli, BAG 
3003 Bern 
Tel. 031 323 80 19 
thomas.egli@bag.admin.ch

Neuer Look, attraktive 
Angebote
www.bag.admin.ch. Die Website des Bundesamtes für Gesund-
heit präsentiert sich  in den drei Bereichen «HIV und Aids»,
«Sucht» sowie «Migration und Gesundheit»  seit Anfang Mai in
einem neuen Gewand und bietet einige attraktive Neuerungen an.

Konkrete Hilfe im Netz
Brennende Fragen. Junge Menschen klagen über Stress in der
Schule, haben Fragen zu Aids und zur Sexualität, werden von
Liebeskummer geplagt oder wollen sich über Drogen informieren.
www.tschau.ch bietet online Beratung und Information. 

Die online angebo-
tenen Informatio-
nen des Bundes-

amtes für Gesundheit
(BAG) werden täglich
von Tausenden ge-
nutzt. Ein Fünftel aller
Seitenabrufe (Page-
views) gingen im Mo-
nat Mai aufs Konto der
drei Bereiche «HIV und
Aids», «Sucht» sowie
«Migration und Ge-
sundheit». Sie werden
seit dem 1. Mai in ei-
nem neuen Erschei-
nungsbild und mit er-
weiterter Funktionalität
angeboten. Als be-
sonders beliebt ent-
puppte sich der neu an-
gebotene Online-Shop,
wo Publikationen des
BAG via «Warenkorb»
direkt bestellt werden
können. Ebenfalls sehr
geschätzt werden der
Veranstaltungskalen-
der mit entsprechen-
den Links zu nationalen
und internationalen
Kongressen, die Down-
load-Archive sowie
Link-Sammlungen. 

Die genauen Internet-Adressen:

HIV und Aids:
www.suchtundaids.bag.admin.ch/themen/aids/index.html
Sucht:
www.suchtundaids.bag.admin.ch/themen/sucht/index.html 
Migration und Gesundheit:
www.suchtundaids.bag.admin.ch/themen/migration/index.html

«Ich habe gehört, dass ein
Joint weniger schädlich ist
als eine Zigarette. Stimmt

das?», fragt eine junge Frau.
«Meine Lehrerin plagt mich. Ich
kann deswegen kaum mehr
schlafen», klagt ein anderer Teen-
ager. Seit drei Monaten ist die Ho-
mepage www.tschau.ch einem
breiten deutschsprachigen Publi-
kum zugänglich. Täglich beant-
worten Fachleute Fragen von Ju-
gendlichen und jungen Erwach-
senen. Sie stehen vor neuen
Situationen, Lebensabschnitten
und Entscheidungen. Oft haben
diese einen direkten Einfluss auf
deren Gesundheit oder auf deren
persönliche Entwicklung. So kla-
gen sie zum Beispiel über Lei-
stungsdruck am Arbeitsplatz und
in der Schule, über psychisches
Unwohlsein, sind suchtgefährdet
oder spielen gar mit Suizidgedan-
ken.

Vertrauenswürdiger
Partner
Konfrontiert mit viel Neuem und
Unbekanntem fehlt jungen Men-
schen häufig ein vertrauenswür-
diger und neutraler Ansprech-
partner. Hier setzt das Konzept
von tschau.ch an: Die Internetsei-
te nimmt sich den gestellten Fra-
gen kompetent an. Dies ge-
schieht über eine Online-Bera-
tung, in der anonyme Fragen zu
den Lebensbereichen Sexualität,

Beziehungen, Gesundheit, Um-
gang mit Suchtmitteln sowie
Schule und Arbeitswelt an ein Ex-
pertenteam gestellt werden. Die
Fragen werden von Jugendbera-
terinnen und Jugendberatern so-
wie Spezialistinnen und Spezialis-
ten des jeweiligen Themengebie-
tes innert drei Tagen beantwor-
tet.

tschau.ch bietet als nieder-
schwelliges Angebot einerseits
konkrete Hilfe an, andererseits
werden die Anfragenden moti-
viert, ihre eigenen Fähigkeiten zu
nutzen und so ihr Leben in Eigen-
verantwortung zu gestalten. Dies
kann auch in Zusammenarbeit mit
einer lokalen Anlaufstelle, bei-
spielsweise einer regionalen Ju-
gendberatungs- oder Suchtbera-
tungsstelle, geschehen. Um die-
se wichtige Vernetzung mit den
Angeboten vor Ort zu gewährleis-
ten, arbeitet tschau.ch mit einer
Reihe von regionalen Partnern zu-
sammen. 

Initiantin des in der Romandie
als www.ciao.ch seit sechs Jah-
ren erfolgreichen Projektes ist die
Gesundheitsförderung Schweiz,
Projektleiterin die Schweizeri-
sche Fachstelle für Alkohol- und
andere Drogenprobleme (SFA).�

Weitere Informationen: 
SFA, Matthias Meyer 
Tel. 021/ 321 29 31 
tschau@sfa-ispa.ch
www.tschau.ch


